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Abkommen Moskau-Bonn
Weitere Deutsche sollen repatriiert'wer den

V o n  u n s e r e m  B o n n e r - K o r r e s p o n d e n t e n

D ie monatelangen deutsch-sowjetischen Verhandlungen in 
Moskau sind abgeschlossen worden. Botschafter D r. Bahr und 
der stellvertretende sowjetische Außenminister Semjonow haben 
mehrere Verträge und Erklärungen unterschrieben. Zur o f f i
ziellen Unterzeichnung w ird  in Kürze ein sowjetischer M inister 
nach Bonn kommen. Bundespressechef von Eckardt erklärte, 
es sei ein „fü r beide Seiten befriedigendes Resultat“  zustande 
gekommen. D ie  Bundesregierung begrüße die Vereinbarungen, 
da sie zur Verbesserung des Verhältnisses zwischen den beiden 
Staaten beitrügen und ein „E lem ent der Entspannung“  seien.

D ie Vereinbarungen, die seit 
dem Sommer des vergangenen 
Jahres in Moskau ausgearbeitet 
worden sind, sehen im  einzel
nen vor:

1. Durch ein langfristiges 
Abkommen über den W aren- 
und Zahlungsverkehr soll den 
Handelsbeziehungen zwischen 
beiden Ländern größere F es tig 
keit und Dauer verliehen w er
den. Für einen Zeitraum von 
drei Jahren, 1958 bis 1980, w er
den Warenlisten fü r die Ein- 
und Ausfuhr festgelegt. Danach 
soll der Handel von Jahr zu 
Jahr zunehmen und 1960 einen 
W ert von 1260 M illionen D M  er
reichen. Das ist etwa das Dop
pelte des Warenverkehrs von 
1957. Insgesamt ist fü r die drei 
Jahre ein Warenaustausch im 
W erte von rund 3 Mrd. Rubel 
(8150 Mill. D M ) vorgesehen. D ie 
Sowjetunion w ird  in  K ö ln  eine 
Handelsvertretung einrichten. 
Hinsichtlich der Zölle wurde 
gegenseitig die Meistbegünsti
gungsklausel gewährt.

2. über die heikle F rage  der 
Rückführung der Deutschen aus 
der Sowjetunion und der Rück
kehr sowjetischer Staatsangehö
r iger  aus Deutschland wurden 
in Moskau mündliche Erklärun
gen abgegeben. A u f Grund die
ser Erklärungen ist zu erwar
ten, daß ein  großer T e il der 
Deutschen, die sich noch in der 
Sowjetunion befinden, b is Ende 
1959 nach Deutschland zurück
kehren können. Das g ilt  in 
erster L in ie  fü r die Memellän

der, fü r die sogenannten V er
tragsumsiedler, ferner fü r die 
Ostpreußen und für V er
schleppte aus den alten- Reichs
gebieten. Eine Zahl wurde da

bei nicht genannt. In  bezug auf 
die sowjetischen Staatsangehö
rigen  in Deutschland ändert 
sich nichts. D ie Bundesregie
rung ha(; nur noch einmal ihre 
Bereitschaft bestätigt, jeder
mann ausreisen zu lassen, der 
es selbst wünscht.

3. E in Konsularvertrag stellt 
die konsularischen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten auf 
eine vertragliche Grundlage. Er 
bietet die M öglichkeit eines 
wirksamen Schutzes der beider
seitigen Staatsangehörigen so
w ie  der Handels- und Schiff
fahrtsinteressen im Gastland.

E r k l ä r u n g  ü b e r  R e p a t r i i e r u n g
In  bezug auf die Rückfüh

rung der Deutschen hatte die 
Bundesregierung zunächst ein 
Abkommen angestrebt, im 
Lau fe der Verhandlungen zeigte 
sich, daß die Sow jetregierung 
dazu n icht, bereit war. Da aber 
die mündliche Vereinbarung 
über die Rückführung der deut
schen Kriegsgefangenen, die 
1955 beim Besuch des Bundes
kanzlers in Moskau abgeschlos
sen worden war, sich bewährt 
hat, gab man sich auch jetzt 
m it einer mündlichen Erklärung 
zufrieden. Sie ist im einzelnen 
fü r die verschiedenen Gruppen 
von Deutschen abgestuft:

1. Deutsche, die am 21. Juni 
1941 (Ausbruch des deutsch- 
sowjetischen K rieges) unzwei
fe lhaft die deutsche Staatsange
hörigkeit gehabt haben: die 
Sow jetregierung hat zugesagt, 
daß sie Anträge dieser Deut
schen auf Ausreis"e in die Bun
desrepublik „positiv entschei
den“ w ird. Auch Ehegatten und 
K inder dieser Deutschen sollen 
die Ausreiseerlaubnis erhalten.

2. D ie sogenannten, Vertrags
umsiedler, die auf Grund der 
deutsch-sowjetischen Abkommen 
von 1939 bis 1941 aus den bal
tischen Staaten, W olhynien und

Bessarabien nach Deutschland 
umgesiedelt sind: ihre Anträge 
w ill die Sow jetregierung „w ohl
wollend prüfen“ , soweit die be
treffenden Personen ihre F a 
m ilie oder nahe Angehörige in 
der Bundesrepublik haben. Das 
gleiche g ilt, wenn ihre Fam ilien 
aus Deutschen bestehen. Bei 
Mischehen m it Russen sollen 
dagegen die „Interessen der 
Fam ilie w ie auch der einzelnen 
Fam ilienm itglieder“ bei der 
Entscheidung berücksichtigt 
werden.

3. D ie sogenannten Admini- 
strativ-Umsiedler, d. h. sow je
tische Staatsangehörige deut
scher Volkszugehörigkeit, die 
nach 1941 aus Rußland nach 
Po len  oder Ostdeutschland um
gesiedelt worden sind. A u f sie 
bezieht sich die Erklärung nicht 
direkt. Es heißt lediglich, daß 
sich bei den Verhandlungen 
beide Seiten zum Prinzip  der 
Zusammenführung von Fam ilien, 
die in fo lge des K r ie ge s ’ ge
trennt worden sind, bekannt 
haben. A llerdings w ird  dabei 
die Einschränkung gemacht, 
daß bei der Verw irklichung die
ses Prinzips beide Seiten „auf 
der Grundlage ihrer Gesetz
gebung" verfahren w er den..



Die Wurzeln 
des Übels

J .B .G . Angst kann ein schlech
ter Ratgeber sein, gerade in  der 
heutigen Situation. E s scheint 
fa&t, als ob sich dis Po litik er 
vom Atom pilz den B lick bannen 
und die eigentlichen Gründe der 
politischen W eltkrise vernebeln 
lassen. Konzentriert auf das 
Verlangen, die Atom gefahr aus 
der W e it  zu schaffen, droht den 
Po litikern die Verwechslung von 
Ursache und W irkung, D ie  So
w jetpolitik  hat von ihrem Stand
punkt aus meisterhaft taktiert, 
indem sie seit Jahr und T a g  der 
übrigen W e lt m it beredten E r
klärungen und m it mehr oder 
m inder verhüllten Drohungen 
die Atom gefahr vor Augen h ä lt  
Das könnte ablenken von jenen 
Ursachen der Weltspannung, die 
der K rem l geschaffen hat. Es 
könnte ihm helfen, seine ille g i
timen Machtpositionen zu be
halten.

D er Frieden der W e lt wäre 
heute nicht weniger gefährdet, 
wenn es Atomwaffen nicht gäbe. 
W ären diese Überwaffen nicht, 
so wären doch noch immer alle 
Gefahrenherde, a lle Gegensätze 
und Spannungen, alles Aufbe
gehren gegen Unterdrückung 
und Zwang. D ie  Gefahr gew alt
samer Auseinandersetzungen 
wäre nicht geringer als heute,'

•

Man muß schon der Gefahr an 
die W urzeln gehen, wenn sie 
beseitigt und die Angst von der 
Menschheit genommen v/erden 
soll. D ie Angst, die vor einem 
W eltk rieg  m it fortentwickelten 
konventionellen W affen nicht 
geringer sein kann als vor einem 
Atom krieg. D ie  W urzeln  aber 
liegen  in  den ungelösten po li
tischen Spannungen, zumal in 
jenen Bereichen, in denen sich 
Ost und W est unmittelbar ge
genüberstehen oder entgegen
treten. Sie liegen in  dem Zu- 
sammenprall freiheitlicher L e- 
bensordmmg m it den w eltrevo
lutionären Ansprüchen der kom
munistischen Weltverbesserer. 
Sie liegen in  dem schreienden 
W iderspruch zwischen Theorie 
und P rax is  der sowjetischen 
Koexistenzform el: sie liegen 
auch darin, daß Mißtrauen und 
A n gst allmählich auf beiden Sei

ten außer K ontro lle geraten und 
das richtige Abwägen von Chance 
lind R is iko hindern.

Vermögen sich die Sow jets 
noch vorzustellen, welche F r ie 
denschance in  Europa entstünde, 
wenn sie den Deutschen den 
W e g  zur Einheit und zu einem 
Leben nach eigener A rt fre i
gäben? Verm ag sich der W esten 
noch vorzustellen, w ie die W e lt  
anders aussähe, wenn die sow je
tischen Divisionen hinter die so
wjetischen Grenzen zurückträ
ten? Und doch sind nur das die 
W ege, auf denen schließlich die 
Gefahr aus der W e lt  oder jeden
fa lls aus Europa gebracht w er
den kann. Oder glaubt man in  
Westeuropa w irk lich immer 
ruh ig schlafen zu können, so
lange der m ilitante Kommunis
mus m it der Roten  Armee eine 
Handvoll K ilom eter vor der 
Nordseeküste und der franzö
sischen Grenze steht? Und 
glaubt der K rem l wirklich, die 
beherrschten Völker bleiben im 
m er ruhig, w eil er sie einmal 
m it Panzerdivisionen zum 
Schweigen zwingen konnte?

Europa ist heute ein Knäuel 
von Spannungen, Gefahren und 
Schwierigkeiten: politisch, m ili
tärisch, ökonomisch. W er sich 
nur auf die Atomwaffen kon
zentriert, der kommt nicht an 
die W urzeln des Übels. D ie 
Engländer, die vor einer, Woche 
an dem deutsch-englischen Ge
spräch über „Entflechtung“ der 
Machtblöcke („  disengagement“) 
teilgenommen haben, sind sicht
lich m it dem verstärkten E in
druck nach Hause gegangen, 
daß militärische und politische 
Neuordnung Hand in  Hand ge
hen muß. Und die deutschen 
Teilnehmer, ob von der R eg ie 
rungsseite oder von der Oppo
sition, schienen nicht minder 
nachdenklich geworden zu sein. 
Aber w ie  kompliziert —  nicht 
menschlich, sondern sachlich — 
w ar auch das Gespräch, und 
w ie  behutsam haben die ein
zelnen Teilnehmer die Ergeb
nisse fü r sich formuliert.

Im  innerdeutschen Gespräch 
der Bundesrepublik geht es le i
der anders zu. D ie  Opposition 
tut so, als ob zwei isolierte und 
primär auf das Gefühl zielende 
F ragen zur Atombewaffnung — 
gestellt obendrein in  der groben 
Vereinfachung fü r Massenaktio
nen —  den rechten V/eg weisen 
könnten,. „Sind Sie damit ein

verstanden, daß in  Deutschland 
Abschuß Vorrichtungen fü r ato
mare Sprengkörper angelegt 
werden?“  lautet die eine der 
beiden psychologisch so simplen 
Fragen, die nach dem sozial
demokratischen Gesetzentwurf 
vom 25. M ärz Gegenstand der 
Volksbefragung werden sollen. 
Der Entw urf ist unterschrieben 
von „Ollenhauer und Fraktion“ . 
W ie  in die Enge getrieben aber 
w ar Ollenhauer zwei Tage spä
ter, als ihn in  seiner Pressekon
ferenz im Bonner Bundeshaus die 
Journalisten hartnäckig fragten, 
ob nun nach sozialdemokrati
scher Auffassung auch die ame
rikanischen Verteidigungskräfte 
im  Bundesgebiet ohne Atom 
waffen sein sollten.

&

Dieses Beispiel mag genügen, 
um die der Sache in  keiner 
W eise gerecht werdende V er
einfachung zu verdeutlichen, 
m it der die Opposition an das 
Problembündel herangeht, das 
fü r Deutschland und Europa be
w ältig t werden muß. W ürde ge
mäß der verlangten Volksbefra
gung atomare Bewaffnung in 
Bausch und Bogen und von 
vornherein abgelehnt, dann blie
ben doch a lle  Gefahren und 
Spannungen zu unseren und des 
Westens Lasten bestehen. Nur 
die Sowjets könnten m it größe
rer  Ruhe ihre Position in  M ittel
deutschland festhalten und nut
zen, w ie sie es sich m it ihrem 
Festhalten am Status quo wün
schen.. «

Andererseits würde auch das 
von der Regierungsmehrheit 
ausgesprochene bedingte Ja zu 
atomarer Bewaffnung der Situa
tion nicht genügen, wenn es auf 
sich selbst beschränkt bliebe. 
D ieser Beschluß am Ende der 
außenpolitischen Debatte am 
25. März findet seine Berechti
gung nur, indem er beherrscht 
ist von dem W illen , die atomare 
Bewaffnung zum Diener nicht 
der Gewalt, sondern der Po litik  
zu machen. D ie  modernste Aus
rüstung entsprechend den N A 
TO-Verpflichtungen ist nur die 
eine Seite jenes Bundestagsbe
schlusses. Im  eigentlichen Sinne 
in  die Zukunft weisend ist seine 
Feststellung: „d ie W iederverei
nigung Deutschlands in Verbin
dung m it einer europäischen 
Sicherheitsordnung ist die 
dringlichste Aufgabe der deut
schen P o litik “ ,



Eisenhower antwortet Chrustschow
„Sowjetunion kann Beweise ihres friedlichen Willens geben“

Washington (dpa). Präsident 
Eisenhower hat den sow jeti
schen Ministerpräsidenten 
ührustschow aufgefordert, den 
Vorschlag der Vereinigten Staa- 
t en anzunehmen, „spaltbares 
Material künftig nur noch für 
friedliche Zwecke herzustellen“. 
Der amerikanische Präsident 
machte diesen Vorschlag in 
einem B rief, der am 8. A p ril in 
Moskau übergeben wurde. D er 
B rief stellt eine Antw ort Eisen- 
howers auf die Botschaft Chrus- 
tschows vom 4. A pril dar. Darin 
heißt es u. a .: „Fa lls die So
wjetunion so friedliebend ist, 
w ie sie es verspricht, w ird  sie 
sicherlich den Wunsch haben, 
eine international überwachte 
Übertragung von spaltbarem 
Material von kriegerischen zu 
friedlichen Zwecken, herbeizu
führen."

Eisenhower erklärte ferner, 
falls die Sowjetunion nicht be
absichtige, sein Program m  
„Atome fü r den Frieden“ anzu
nehmen, gebe es noch andere 
w ichtige Vorschläge, durch die 
die Sowjetunion die Sache des 
Friedens fördern könne. Der 
Präsident erinnerte in diesem 
Zusammenhang an seinen P lan  
einer gegenseitigen Duftinspek
tion und an seine Vorschläge 
für die ausschließlich friedliche 
Nutzung des Weltraums. W ört
lich heißt es w eiter: „Es er
scheint eigentümlich, daß die 
Sowjetunion, die gerade eine 
Versuchsserie von bisher ein
m aliger Stärke beendet hat, 
nun in  kühnen Schlagzeilen, er
klärt, daß sie keine Versuche 
mehr unternehmen w ill, aber 
gleichzeitig in  kleiner Schrift 
hinzufügt, daß sie ihre V er
suche wiederaufnehmen wird, 
fa lls die Vereinigten Staaten 
ihre bereits seit langem ange
kündigten und nun unmittelbar 
bevorstehenden Versuche unter
nehmen.“

Eisenhower weist darauf hin, 
daß das Kernproblem  nicht 
mehr die Erprobung von Atom 
waffen, sondern die Waffen 
selbst sei. D ie Vereinigten 
Staaten seien bemüht, in erster 
L in ie die Möglichkeiten der 
Kernenergie für Verteidigungs- 
Zwecke za entwickeln und den

An fa ll von radioaktiven Spalt
produkten zu verringern.

W eitere Atomversuche möglich 
Außenminister Dulles kündigte 

in  seiner wöchentlichen Presse
konferenz an, daß die USA ge 
zwungen sein könnten, auch 
nach Beendigung der bevorste
henden Serie von Versuchsexpio- 
sionen im  Paz ifik  die Atom - 
bomben-Experimente fortzu
setzen. Nach seiner Auffassung 
würde man bei der Frühjahrs- 
Versuchsserie nicht a lle In fo r
mationen erhalten, die man 
benötige.

Konferenzteilnahme 
erwünscht »

W ashington (dpa). D ie Bun
desrepublik und Ita lien  haben 
den Wunsch ausgesprochen, an 
den vorbereitenden Besprechun
gen fü r eine Gipfelkonferenz be
te ilig t zu werden. D er Wunsch 
wurde auf diplomatischem W ege 
über die Botschafter übermit
telt. Auch die Türkei soll den 
gleichen Wunsch zum Ausdruck 
gebracht haben. D ie vorberei
tenden Besprechungen sollen in 
Moskau in  der zweiten A pril
hälfte beginnen. Bisher hat 
Moskau jedoch nicht auf den 
Vorschlag der Westmächte ge
antwortet.

Streit bei den Oppositionsparteien
Msier kritisiert eigene BuedestagsfrakEioa

Bonn (ap/dpa). Innerhalb der 
Oppositionsparteien des Bundes
tages ist es in  den letzten 
Tagen  zu Auseinandersetzungen 
über die Volksbefragung und 
über das Verhältnis der Bun
desrepublik zu Polen gekom
men.

D er F D P  - Bundesvorsitzende 
Dr. Reinhold M aler erklärte in  
einer scharfen Stellungnahme, 
eine Entscheidung über die 
Volksbefragung sei auf dem 
Düsseldorfer Parte itag  einstim
m ig  an den Bundesvorstand zur 
weiteren Behandlung und an 
den Hauptausschuß der Partei 
zur endgültigen Beschlußfas
sung überwiesen worden, „V or 
Beschlüssen dieser Gremien, bei 
denen eine demokratische M it
w irkung der Parteiorgane ge
währleistet ist, ist niemand zu 
einer verbindlichen Erklärung 
fü r die F D P  in  dieser F rage 
befugt.“  M aier nahm damit in
direkt Stellung zu den Äuße
rungen des Fraktionsvorsitzen
den Mende und des früheren 
FDP-Vorsitzenden Dehler, die 
in  einer Besprechung m it Ver
tretern des DGB eine Unter
stützung der Volksbefragungs
aktion der Gewerkschaften über 
die Atombewaffnung zugesagt 
hatten.

Innerhalb der SPD haben 
Äußerungen Prof. Carlo Schmids 
über das deutsch-polnische Ver
hältnis Anlaß zu Auseinander
setzungen gegeben. Der SPD-

Bundestagsabgeordnete Jaksch, 
früherer Parteivorsitzender der 
sudetendeutschen Sozialdemo
kraten, bezeichnete die Äuße
rungen Schmids im  Anschluß 
an dessen Polenreise als im 
höchsten Grade anfechtbar" und 
bedauerte, daß Sehmid nicht 
„d ie Lebenserfahrungen und die 
Erkenntnisse seiner Parte i
freunde in Betracht gezogen
hat, die siph schon länger mit 
solchen Problem en beschäf
tigen“ . Schmid habe m it seiner 
Anerkennung einer deutschen 
Schuld gegenüber Polen nicht 
berücksichtigt, „daß aufrechte 
deutsche H itler-G egner schon 
sechs Jahre früher in die K on 
zentrationslager des Dritten
Reiches eingeliefert wurden, als 
die Professoren von Warschau 
und Krakau“,

Neuer Gaifskell-PIan
London (dpa). Der Führer der 

britischen Labour-Partei, Gaits- 
kell, hat als Gegenvorschlag 
zum Rapacki-Plan ein w eiter
gehendes Abkommen über das 
Auseinanderrücken der fremden 
Truppen in Mitteleuropa emp
fohlen. Sein P lan sieht nach 
Abzug aller ausländischen
Streitkräfte aus beiden Teilen 
Deutschlands sowie aus Polen, 
der Tschechoslowakei und Un
garn eine internationale Kon
trolle sowie die W iedervereini
gung Deutschlands vor.



E i n h e i t  d u r c h  „ A u s e in a n d e r r ü c k e n “
Lord  Harding über das Berlin-Problem

Berlin  (dpa). E ine Lösung der 
beiden Maehtblöcke vonein
ander, also ein „disengagem ent“ 
durch Schaffung einer truppen
fre ien  Zone in  Mitteleuropa, 
habe schon w egen der Sonder
stellung Berlins nur in  Verb in
dung m it der W iedervereinigung 
Deutschlands Sinn. Diesen sei
nen Standpunkt erläuterte der 
britische Feldmarschall i. R . 
L o rd  H ard ing, der m it mehre
ren Teilnehmern des letzten 
deutsch-englischen Gesprächs in 
Kön igsw inter nach Berlin  kam, 
vo r der Presse; einerseits 
könne man es den Amerikanern 
und den Engländern nicht ver
denken, wenn sie —  m it allen 
übrigen Truppen hinter den 
Rhein zurückgegangen —  Kon
tingente in B erlin  als zu expo
n iert empfänden, andererseits 
müsse Berlins Zugehörigkeit zur

Berlin  (ap/dpa). D er an der 
veterinär-medizinischen Fakul
tät der Le ip ziger Karl-M arx- 
Universität lehrende Professor 
Hussei ist aus der SED ausge
schlossen worden. Nach einem 
Bericht der „Le ip ziger Volks
zeitung“  (SED) wurde ihm zum 
Vorw urf gemacht, er habe 
„einen besonders .menschlichen' 
W e g  zum Sozialismus“ gehen 
wollen. Den Auffassungen P ro 
fessor Hussels hätten sich vor 
a llem  Studenten des fünften 
Studienjahres angeschlossen.

Verpfliehtungszwang . . .

Jeder Student der Magdebur
ger Hochschule fü r Schwer
maschinenbau w ird  künftig 
„eine Verpflichtung unterschrei
ben müssen, nach Ende des 
Studiums fünf Jahre an einem 
Arbeitsplatz zu arbeiten, _ der 
ihm vom Staat zugewiesen 
w ird “ . Dieser Beschluß wurde 
nach einem Bericht der M agde
burger „Volksstimme“ (SED) 
auf einer Konferenz gefaßt, zu 
der der Rektor der Hochschule 
Vertreter aus 80 Betrieben des 
Bezirks eingeladen hatte.

. . . und „Verpflichtungspaß“

Um besser kontrollieren zu 
können, ob „Selbstverpflichtun-

westlichen W e lt  stets garantiert 
sein. H ard ing bezweifelte, daß 
die Bevölkerung Berlins im 
Falle eines Disengagements U N - 
Truppen als ausreichenden 
Schutz betrachten würde. Das 
militärische Disengagement 
müsse m it politischen F o rt
schritten verbunden sein, sonst 
w erde der künftige Status ge
fährlicher sein als der gegen
wärtige.

Washington (ap). Präsident 
Eisenhower hat dem Kongreß 
der U SA je tz t einen P lan  zur 
Reorganisierung des amerika
nischen Verteidigungsm iniste
riums unterbreitet, der dazu be-

gen“  auch ausgeführt werden, 
ist die SED auf der Baustelle 
des Sowjetzonen - Koks- und 
Kohle - Kombinats „Schwarze 
Pum pe" bei Hoyerswerda dazu 
übergegangen, sogenannte V er
pflichtungspässe auszugeben. In  
einen solchen Paß w ird, w ie  die 
„Lausitzer Rundschau“ (SED) 
berichtet, die ökonomische oder 
gesellschaftspolitische Verpflich
tung eingetragen, die der Paß- 
Inhaber „ fre iw illig “ eingegan
gen ist. D ie Pässe werden so
wohl an SED -M itglieder als 
auch an Parteilose ausgegeben. 
D ie Erfü llung der Selbstver
pflichtung w ird  von der jew eils 
zuständigen SED-Parteileitung 
in  den Paß eingetragen. „Das 
erzieht die Genossen und K o l
legen dazu, ihre Verpflichtun
gen ernst zu nehmen“ , schreibt 
die „Lausitzer Rundschau".

Nassers neues Banner
Kairo (dpa). D ie F lagge  der 

Vereinigten Arabischen Repu
b lik  Ägyptens und Syriens soll 
ein schwarweißrotes Banner mit 
zwei grünen Sternen in der 
M itte sein. D ie neue F lagge  ist 
von Staatspräsident Nasser ge
b illig t -worden.

Mollet wünscht UN-Truppen
Paris/New York  (dpa/ap). Der 

ehemalige französische M inister
präsident G-uy M ollet setzte 
sich dafür ein, Truppen der 
Vereinten Nationen in  den 
„Kontaktzonen“ zwischen Ost 
und W est und damit auch an 
der deutschen Zonengrenze zu 
stationieren. E r  betonte, es 
könne darüber hinaus nur von 
Vorteil sein, wenn Einheiten 
der U N  in  der ganzen m ittel
europäischen „Rapacki-Zone“ 
stationiert würden.

stimmt ist, die Autorität des 
Verteidigungsm inisters zu stär
ken und die Koordinierung 
m ilitärischer Operationen in dem 
M inisterium  zu verbessern.

Eine getrennte Kriegführung 
zu Wasser, zu Lande und in  der 
L u ft  gehöre endgültig der V er
gangenheit an, so betont Eisen
hower. D ie  strategische und 
taktische Planung müsse „vö llig  
vereinheitlicht“ werden, und die 
Kampftruppen seien unter ein
heitlichem Kommando zusam
menzufassen. Diese Änderung, 
so w ird  betont, stelle keinen 
Schritt in  R ichtung auf die 
B ildung eines Generalstabs nach 
früherem  deutschen Muster dar. 
D ie Beträge, die der Kongreß 
fü r Verteidigungszwecke zur 
Verfügung stellt, sollen in  Zu
kunft nicht mehr den einzelnen 
Zweigen der Streitkräfte, son
dern dem Verteidigungsm iniste
rium zugeleitet werden.

Das Program m  tritt, sofern 
es vom  Kongreß angenommen 
wird, am 1. Juli 1959 in Kraft. 
Nach Ansicht von politischen 
Beobachtern werden die Vor
schläge Eisenhowers auf starke 
W iderstände im Kongreß sto
ßen, da einzelne Ausschüsse 
eifersüchtig darüber wachen, 
ihr Kontrollrecht über die ein
zelnen Wehrmachtsteile zu be
halten.

Rivalität der S ir e i t k r ä f t e  a m  E n d e ?
Eisenhower legt Pläne zur Straffung der Verteidigung vor

M e n s c h lic h e r  W e g  z u m  S o zia lis m u s ?
Wer ihn vertritt, wird von der SED abgesetzt



W e n ig e r  I n t e r z o n e n - E n t la s t u n g s z ü g e
Pankows Begründung: Reiseverkehr zurückgegangen

Frankfurt (dpa). M it Beginn 
des Sommerfahrplans werden 
nach einer M itteilung der 
Hauptverwaltung der Bundes
bahn die fahrplanmäßigen In- 
t*erzonen-Entlastungszüge ent
fallen. Im  Bedarfsfä lle können 
jedoch Entlastungszüge einge
setzt werden. D ie  Deutsche 
Reichsbahn der Sowjetzone hat 
für das Fahrplanjahr 1958/59 
nur noch dem Verkehr der 
16 ganzjährigen Zugpaare zu
gestimmt, die täglich im  In ter
zonenverkehr ' eingesetzt sind. 
Sie begründet ihre Entschei
dung m it dem angeblichen 
Rückgang des Interzonenver
kehrs. Damit entfallen auch die 
bisher im  Sommerfahrplan und 
in den Spitzenverkehrszeiten 
vorgesehenen Entlastungszüge, 
m it Ausnahme des D 1011/1012 
Düsseldorf—Berlin  und des 
D 1065/1068 Hamburg—Berlin, 
die vom  1. Juni b is 14. Septem
ber 1958 verkehren.

„Keine Spaliimgsgeiahr"
Bielefeld (ap). D ie Kirchen

konferenz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, in der 
alle ' deutschen Landeskirchen 
aus Os,t und W est vertreten 
sind, sieht im  Gegensatz zu den 
„kirchlichen Bruderschaften“ in 
der F rage  der Atomrüstung 
keine Spaltungsgefahr für die 
Evangelische K irche in Deutsch
land, berichtet das in  B ielefeld 
erscheinende E K D  - In form a
tionsblatt „Evangelische W e lt“ . 
Man halte daran fest, daß die 
Gemeinsamkeit im Glauben ver
schiedene Auffassungen auch in 
der Atom frage zulasse. D ie 
Kirchenkonferenz hatte Ende 
M ärz in Berlin unter dem Vor
sitz von Bischof D. Dr. Dibe- 
lius getagt.

Volksbefragung 
in drei Ländern?

Hamburg (dpa). In  Hamburg, 
Bremen und Hessen werden 
Vorbereitungen getroffen, um 
eine gesetzliche Grundlage in 
die&en Ländern fü r eine Volks
befragung über die mögliche 
Ausrüstung der Bundeswehr mit

atomaren W affen zu schaffen. 
D er Hamburger Senat beschloß, 
der Hamburger Bürgerschaft 
(Landtag) eine entsprechende 
Gesetzesvorlage zuzuleiten, wenn 
der im  Bundestag eingebrachte 
SPD-Gesetzentwurf von der 
Mehrheit abgelehnt werden 
sollte.

In  Bremen hat sieh der V or
stand des Landesverbandes 
Bremen der F D P , die der R e 
gierungskoalition angehört, für 
eine Befragung der bremischen 
Bevölkerung ausgesprochen und 
w ill einen entsprechenden A n 
trag  in der Bürgerschaft (Land
tag) einbringen.

Berlin  (epd/dpa). Da die o ffe
nen A ngriffe  des kämpferischen 
Atheismus in der „D D R “ an 
Schärfe dauernd zunehmen und 
die Konfirm ation, -w ie über
haupt die kirchliche Unterwei
sung und Erziehung der Ju
gend, ja  sogar die gesamte 
christliche Existenz zahlloser 
Menschen in steigendem Maße 
bedrohen, sollte die Gesamt
deutsche Evangelische Synode, 
die am 26. A pril in  Berlin  Zu
sammentritt, ein richtungwei
sendes kirchliches W ort spre
chen. Zu dieser Auffassung be
kannte sich einhellig der Rat 
der Evangelischen Kirche der 
Union (EK U ), der die Kirchen 
von Berlin-Brandenburg, Pom 
mern, Provinz Sachsen, Schle
sien, Rheinland und W estfalen 
angehören, auf seiner April- 
Sitzung in Berlin; Auch die 
vielschichtigen Jugendprobleme 
in der Bundesrepublik müßten 
auf der Synode erörtert werden, 
heißt es in einer Verlautbarung 
des Rates.

Gegen Vorbelastung 
der Synode

Auch mit dem Atomthema, 
das auf Betreiben der kirch
lichen Bruderschaften im Bun
desgebiet ebenfalls auf der Ge
samtdeutschen Synode behan
delt werden soll, beschäftige 
sich der Rat der E K U  auf sei-

Auch Spanien 
gibt deutsche Vermögen frei

Madrid (ap). Zwischen der 
Bundesrepublik und Spanien 
sind in  Madrid zw ei Abkom
men zur Beseitigung der finan
ziellen Schwierigkeiten ■ unter
zeichnet worden, die sich aus 
der Beschlagnahme deutscher 
Verm ögenswerte in  Spanien 
nach dem zweiten W e ltk rieg  er
gaben. Beide Abkommen bedür
fen  —  ebenso w ie  d ie zuvor 
zwischen der Bundesrepublik 
und Portu ga l Unterzeichneten 
—  noch der Zustimmung der 
Verein igten Staaten, Großbritan
niens und Frankreichs.

ner Berliner Sitzung. E r sprach 
die Befürchtung aus, daß durch 
eine vorzeitige öffentliche D is
kussion über die Verpflichtung 
der K irche in  dieser Sache die 
Verhandlungen der Synode vor
belastet würden.

„W eltwoche" 
zog Konsequenzen

Zürich (dpa). D ie Züricher 
„W eltwoche“ hat sich von ihrem 
bisherigen Mitarbeiter, dem 
deutsch-amerikanischen Journa
listen und Schriftsteller Dr. R o
bert Jungk, getrennt, w eil die
ser kürzlich auf der Frankfurter 
Kundgebung „gegen den Atom 
tod“ als Redner aufgetreten ist. 
In  der neuen Nummer der Zeit
schrift w ir ft  der verantwort
liche Redakteur der .„W elt
woche“ , Dr. Lorenz Stuckt, 
Jungk vor, er habe durch seine 
Teilnahme an der westdeutschen 
Kampagne gegen den Atomtod 
„den Rahmen der normalen be
ruflichen Tätigkeit verlassen 
und sich auf das F eld  der poli
tischen Agitation 'und der deut
schen Innenpolitik begeben“ . 
Jungks Name passe daher nicht 
mehr in die „W eltwoche“ als 
einer betont antikommunisti
schen und antineutralistischen 
Zeitschrift.

C h r is t lic h e  E x i s t e n z  b e d r o h t
Evangelische Kirche der Union zur Lage in der Zone



Der Vatikan und die Weltpolitik
Das Verhältnis zur Sowjetunion — Der Trick mit der „Offenen Stadt“

H . Bom, im  A pril
Übt der Vatikan heute noch 

einen starken Einfluß auf die 
W eltpolitik  aus? In  der euro
päischen Geschichte ist der E in
fluß bedeutender Päpste auf den 
Verlauf w ichtiger politischer 
Entwicklungen bekanntlich nicht 
selten entscheidend gewesen. Is t  
dies in  mehr oder w eniger ver
änderter Form  auch heute noch 
der Fa ll?

D ia katholische Kirche ist 
heute nur noch eine geistiga 
und moralische Macht. D er Va
tikanstaat ist kein politischer 
B egriff im  machtpolitischen 
Sinne. Aber gerade deswegen 
ist sein geistiger Einfluß v ie l
leicht bedeutender als zur Zeit, 
als die Päpste selbst noch m it 
m ilitärischen M itteln  K riege  
führten. Insofern kann man 
Grundkonstellationen der P o li
t ik  der westlichen W elt, die 
U SA  eingeschlossen, nur schwer 
verstehen, ohne die Meinung 
des Vatikans zu kennen. In  den 
Erörterungen über Möglichkei
ten, m it dem Osten zu verhan
deln, w ird  vielfach übersehen, 
daß die Meinung des Vatikans 
zu dieser Frage, auch in nicht
katholischen Ländern, w ie zum 
Beispiel Amerika, nicht über
hört w ird, ja  daß das U rteil des 
Papstes Pius’ X I I .  über die So
w jetunion und über die Vor
aussetzungen zu Verhandlungen 
m it ih r in manchen Ländern des 
Westens einen beachtlichen, 
wenn auch unmittelbaren Ein
fluß hat.

Nun, man weiß, w ie  Rom, um 
es m it dem alten W ort zu sagen, 
„gesprochen“ hat: Man soll und 
kann mit Moskau verhandeln, 
aber nur dann, wenn man im 
vorhinein weiß, daß Moskau zu 
Konzessionen bereit ist, insbe
sondere dann, wenn Moskau 
praktisch und wirklich die un
eingeschränkte religiöse F re i
heit in der Sowjetunion zuläßt, 
und zwar im Sinne des w est
lichen Toleranzprinzips. Im  V a
tikan ist man der Meinung, daß 
die Sowjetunion keine Bedin
gungen zu stellen hat, sondern 
daß die westliche W elt Forde
rungen erheben darf und muß. 
Erst wenn die Sowjets die 
Grundrechte der Menschen w ie

der anerkennen, hätten V er
handlungen überhaupt einen 
Sinn. Verhandlungen sind also 
durchaus erstrebenswert, aber 
nur dann, wenn auch derartige 
politisch-moralische Problem e 
m it berücksichtigt werden. In 
sofern füh lt sich der Vatikan 
nach w ie vor m itverantwort
lich nicht nur fü r das politische, 
sondern vor allem fü r das see
lische Schicksal eines so großen 
Teils der Menschheit h inter dem 
Eisernen Vorhang.

Doch wenn Vatikan und K rem l • 
alfe die sozusagen unversöhnlich
sten Gegner in W est und Ost 
erscheinen mögen, so darf man 
doch nicht übersehen, daß \ der 
Vatikan grundsätzlich sogar eine 
diplomatische Vertretung der 
Sowjetunion in  Rom  anerkennen 
würde, wenn die Sow jets in 
ihrem Machtbereich normale 
Rechtsverhältnisse hersteilen 
sollten. Sonst kann davon 
k e i n e  Rede sein !

Moskau hat nun in letzter 
Zeit immer mehr zu erkennen 
gegeben, daß es die internatio
nale E infiußkraft des Vatikans 
begriffen  hat. D ie Bemühungen, 
m it Rom  sozusagen zu einem 
Modus vivendi zu kommen, sind 
auffallend. V or kurzem soll so
gar von Moskau das ino ffiz ie lle  
Angebot gemacht worden sein, 
Rom  fü r den Konfiik tfa li zu 
einer offenen Stadt zu erklären. 
A llerdings soll die Zone einer 
solchen sogenannten offenen 
Stadt, die also von K riegser
eignissen jeder A rt verschont 
werden soll, einen Umkreis von 
rund 800 km haben. Es würde 
dies also praktisch die Neutra li
sierung von ganz Ita lien  bedeu
ten.

Damit w ird  fü r den Vatikan, 
der überzeugend verneint, ein 
solches „Angebot“ erhalten zu 
haben, erneut das sowjetische 
Doppelspiel erkennbar. Man er
weckt durch zunehmende A u f
forderungen zu Gesprächen den 
Eindruck einer Verhandlungs
bereitschaft. Man erklärt sich 
jedoch im  vornhinein nicht nur 
zu keinerlei Konzessionen be
reit. Man fordert fü r höchst 
problematische Angebote, in 
diesem F a ll die Schonung Roms, 
einen riesigen Preis, die Neutra
lisierung ganz Italiens. Gerade 
Ita lien  ist nämlich den Sowjets

gegenwärtig sozusagen eine R a
kete im  Auge, denn die ita lie
nische Regierung hat sich eben
so w ie die französische und 
englische Regierung grundsätz
lich bereit erklärt, NATO-Basen 
fü r Atomraketen m ittlerer T rag 
w eite in  Ita lien  zuzulassen,,

$

W as erg ib t sich daraus? Der 
K rem l hat nicht nur den Ein
fluß des Vatikans in  bezug auf 
den Rechtsstandpunkt des W e
stens erkannt. Moskau hat nicht 
nur begriffen, daß die vatika
nischen Voraussetzungen für 
Verhandlungen von. den christ
lich-demokratischen Parteien 
Europas angenommen worden 
sind. Moskau hat auch erkannt, 
daß in  Ita lien  Neuwahlen kom
men. Man muß also noch um 
einen Grad nüchterner urteilen, 
wenn man die indirekten An
gebote Moskaus an den Vatikan 
verstehen will.

W as würde nun geschehen, 
wenn der Vatikan dieses Ange
bot rundweg ablehnen würde? 
E in großer T e il des italienischen 
Volkes würde, wenn es nicht 
rechtzeitig und gründlich über 
die H intergründe dieses Ange
bots aufgeklärt werden sollte, 
annehmen, Moskau w olle Ita 
lien sehr wohl, der Vatikan hin
gegen nicht.

Man w ird  in  bezug auf Ita 
lien sehr wahrscheinlich von 
Moskau noch manche Über
raschungen erleben. Ita lien  ist 
1958 fü r Moskau besonders in
teressant geworden. N icht in 
bezug auf ein echtes und freies 
Gespräch m it diesem alten K u l
turland Europas. Moskau w ird 
a lle Hebel in Bewegung setzen, 
um die Aufstellung von Rake
tenbasen in  Ita lien  zu verhin
dern und der italienischen K P  
vor den Wahlen zu schlagkräf
tigen Parolen zu verhelfen.

Doch eins kann man jetzt 
schon m it Sicherheit sagen: was 
den Vatikan angeht, so werden 
die Sowjets auf Steine beißen. 
Sicher ist, daß Moskau, solange 
es nicht zu echten Konzessionen, 
bereit ist, zu einem anständigen 
und ehrlichen Gegenpreis zu
gunsten des Friedens, niemals 
vom Vatikan ein allzu billiges 
Entgegenkommen erwarten 
kann.



1 0 0  0 0 0  B e s u c h e r  e r w a r t  e i
Umfangreiche Vorbereitungen für Kirchentreffen in Berlin

Berlin (dpa). Etwa ICO 000 aus
wärtige Gäste erwartet Berlin 
zum 78. Deutschen Katholiken
tag, der M itte August in  beiden 
Teilen der Stadt veranstaltet 
wird. Nach ersten Schätzungen 
rechnet das Präsidium  m it 
60 000 Besuchern aus der So
w jetzone und zusätzlich 15 000 
Jugendlichen aus den östlichen 
Diözesen. Aus dem Bundesge
biet werden 20 000 bis 30 000 Be
sucher erwartet. Vierzehn Reise
büros wickeln in  allen Teilen  
des Bundesgebietes den Reise
verkehr zum Katholikentag ab. 
Zum 75. Deutschen Katholiken
tag im Jahre 1952 waren 15 000

Teilnehmer aus Westdeutsch
land nach Berlin gekommen.

In  11000 katholischen P fa r
reien in ganz Deutschland wurde 
am Ostersonntag erstmalig 
das P lakat zum 78. Deutschen 
Katholikentag ausgehängt. 
M it den Plakaten sind bereits 
Anmeldekarten und M erkblätter 
fü r die Berlinreise an die P fa rr- 
gemeinden in  Ost und W est 
versandt worden. Auch das Ka- 
thoiikentagabzeichen ist schon 
in  Arbeit. Es ist w ieder das 
Tatzenkreuz, jedoch in  etwas 
kleinerer Form  als 1952.

D is  ersten Anmeldungen von 
ausländischen Besuchern liegen

Petersplatz m it Peterskirclie in  Rom 

Zum nebenstehenden A rtikel »D e r  Vatikan und die W eltpolitik "

dem Präsidium  bereits vor. 
Auch eine große Zahl von
Bischöfen und Weihbischöfen 
der Diözesen im  Bundesgebiet 
hat das Erscheinen in  Aussicht 
ges te llt  

Das Berliner Lokalkom itee
hat seine A rbeit auf breitester 
Basis aufgenommen. Haupt-
qartier des Katholikentages ist,
w ie schon 1952, das Tefihaus in 
der K leiststraße zwischen N ol- 
lendorf- und Wittenbergplatz.; 
Seit dem 1. A p ril sind hier be
reits 20 M itarbeiter des Katho
likentages m it den vorbereiten
den Arbeiten beschäftigt. In  
allen Berliner P farreien  werden 
in diesen Tagen  Obleute fü r 
die Quartierbeschaffung bestellt* 
Mindestens 40 000 Privatquar
tiere sollen besorgt werden, da
m it möglichst w enige Gäste auf 
Sammelquartiere in  Schulen und 
F farrsälen angewiesen sind. Im  
Berliner Sow jetsektor arbeitet 
ein eigenes Quartieramt. Schon 
am zweiten Sonntag nach 
Ostern sollen in  den P fa rr 
kirchen Quartierkarten verte ilt 
werden, damit das Lokalkom itee 
möglichst schnell einen über
blick über die vorhandenen 
Quartiere gew innt.

50 Prozent „JugendgeweiMe“
Berlin (dpa). A ller  Voraus

sicht nach w ird  es der SED 
nach Ansicht des Unter
suchungsausschusses fre iheit
licher Juristen in  diesem Jahr 
gelingen, 'durch verstärkten 
Druck und teilw eise auch offe
nen Zwang über 50 Prozent der 
zur Schulentlassung kommenden 
Jugendlichen zur Teilnahme an 
der atheistischen Jugendweihe 
zu veranlassen. Da die SED 
ihre Anstrengung noch vermeh
ren werde, dürfte der Ausgang 
des jahrelangen R ingens der 
beiden christlichen K irchen m it 
der SED kaum noch zweifelhaft 
sein. Nichtteilnehmern der Ju
gendweihe sind in  diesem Jahr 
zum erstenmal schwere Nach
teile zugefügt worden. Dem 
U fJ  liegen zahlreiche Aussagen 
geflüchteter Leh rer vor, wonach 
selbst hervorragend begabte 
Schüler nicht zur Oberschule 
zugelassen wurden, wenn sie 
sich nicht zur Teilnahme an der 
Jugendweihe bereit erklärt 
hatten.



LÜNEPT KG GRÜSST D IE  W E LT A U SS T E LLU N G : Mit Schwager und Postillion in historischen 
Uniformem rollt jetzt eine Postkutsche von Deutschlands Heide - Metropole nach Brüssel. Zwölf

In der Postkutsche nach Brüssel

In der Kunstschmiede und Schlosserei des 
Max Eisenträger, Lüneburg, wurde in den 
letzten Wochen Tag und Nacht ohne Rück
sicht auf Kosten gehämmert und geschweißt, 
es ging um die Fertigstellung des Glanzstücks 
seiner Werkstatt, einer Postkutsche für zwölf 
Personen, wie sie vor 150 Jahren durch die 
Lüneburger Heide fuhren. Der 66 jährige 
Kunstschmied Eisenträger, als weiland Groß
herzoglicher Hof schmied. zu Neustadt/Orla 
(Thüringen) mit der Herstellung von „Herr
schaftswagen und Luxusschlitten mit Schwa
nenhälsen und so“ noch vertraut, ist einer der 
wenigen Handwerker in Westdeutschland, die 
heute imstande sind, Fahrzeugen aus der vor
atomarischen Zeit den Originalschliff zu ge
ben. „Original“ wurde die Kutsche, die sich 
gegenwärtig auf dem Landmarseh durch die 
Bundesrepublik befindet und, wie die Ver
anstalter hoffen, termingerecht zur Eröffnung 
der Weltausstellung in Brüssel am 17. April 
eintreffen wird.

Links: Der architektonisch gewagt« Mittel
punkt der Brüsseler Weltausstellung ist das 
Atomium. Die eigenartige Konstruktion eines 
überdimensionalen würf eiförmigen Kristalls 
wird aus neun Kugeln bestehen, die durch 
Stäbe miteinander verbunden sind. Die Kugeln 
dienen als Ausstellungsräume.


